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 Entwurf eines Gesetzes zur Senkung des Beitragssatzes zur Arbeitsförderung

 A.  Problem und Ziel

 Ziel  des  Gesetzes  ist  die  Senkung  des  Beitragssatzes  zur  Arbeitsförderung.
 Dadurch  werden  die  Beitragszahlenden  entlastet  und  positive  Signale  auf  dem
 Arbeitsmarkt  für  die  Schaffung  neuer  sozialversicherungspflichtiger  Beschäfti-
 gungsverhältnisse gesetzt.

 Durch  die  günstige  Entwicklung  des  Arbeitsmarktes  hat  sich  der  Haushalt  der
 Bundesagentur  für  Arbeit  in  den  Jahren  2007  und  2008  besser  entwickelt  als
 erwartet.  Ein  Beitragssatz  von  3,0  Prozent  führt,  unter  Berücksichtigung  von
 Unsicherheiten  bei  der  wirtschaftlichen  Entwicklung,  mittelfristig  zu  einem
 ausgeglichenen Haushalt der Bundesagentur für Arbeit.

 B.  Lösung

 Die  Höhe  des  Beitragssatzes  zur  Arbeitsförderung  wird  ab  dem  1.  Januar  2009
 auf 3,0 Prozent festgesetzt.

 C.  Alternativen

 Keine

 D.  Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte

 Durch  die  dauerhafte  Absenkung  des  Beitragssatzes  um  0,3  Prozentpunkte  ent-
 stehen  bei  voller  Jahreswirkung  Mindereinnahmen  in  Höhe  von  rund  2,4  Mrd.
 Euro  pro  Jahr.  Sofern  die  Beitragsmindereinahmen  zu  einem  Defizit  im  Haus-
 halt  der  Bundesagentur  für  Arbeit  führen,  kann  dies  durch  die  Rücklage  aus-
 geglichen  werden.  Nach  den  Prognosen  der  Bundesregierung  zur  wirtschaft-
 lichen  Entwicklung  führt  ein  Beitragssatz  von  3,0  Prozent  mittelfristig  zu  ei-
 nem ausgeglichenen Haushalt der Bundesagentur für Arbeit.

 E.  Sonstige Kosten

 Keine
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F.  Bürokratiekosten

 Durch  die  Senkung  des  Beitragssatzes  zur  Arbeitsförderung  werden  Informa-
 tionspflichten  der  Wirtschaft,  der  Verwaltung  sowie  der  Bürgerinnen  und  Bür-
 ger nicht berührt.
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Anlage  1
 Entwurf eines Gesetzes zur Senkung des Beitragssatzes zur Arbeitsförderung

 Vom …
 Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

 Artikel  1

 In  §  341  Abs.  2  des  Dritten  Buches  Sozialgesetzbuch
 –  Arbeitsförderung  –  (Artikel  1  des  Gesetzes  vom  24.  März
 1997,  BGBl.  I  S.  594,  595),  das  zuletzt  durch  Artikel  1
 und  3  des  Gesetzes  vom  26.  August  2008  (BGBl.  I  S.  1728)
 geändert  worden  ist,  wird  die  Angabe  „3,3  Prozent“  durch
 die Angabe „3,0 Prozent“ ersetzt.

 Artikel  2

 Dieses Gesetz tritt am 1.  Januar 2009 in Kraft.
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Begründung
 A. Allgemeiner Teil

 Durch  die  dauerhafte  Senkung  des  Beitragssatzes  zur
 Arbeitsförderung  um  0,3  Prozentpunkte  auf  3,0  Prozent  wer-
 den  die  Lohnnebenkosten  gesenkt  und  positive  Signale  auf
 dem  Arbeitsmarkt  für  die  Schaffung  neuer  sozialversiche-
 rungspflichtiger Beschäftigungsverhältnisse gesetzt.

 Der  Beitragssatz  zur  Arbeitsförderung  wurde  bereits  zum
 1.  Januar  2007  von  6,5  Prozent  auf  4,2  Prozent  und  zum
 1.  Januar  2008  auf  3,3  Prozent  gesenkt.  Durch  die  Senkung
 des  Beitragssatzes  von  6,5  Prozent  auf  3,0  Prozent  werden
 die  Beitragszahlenden  jährlich  um  insgesamt  rund  28  Mrd.
 Euro  entlastet;  davon  entfallen  rund  2,4  Mrd.  Euro  auf  die
 Senkung von 3,3 Prozent auf 3,0 Prozent.

 Ein  Beitragssatz  von  3,0  Prozent  führt  nach  den  Prognosen
 der  Bundesregierung  zur  wirtschaftlichen  Entwicklung  mit-
 telfristig  zu  einem  ausgeglichenen  Haushalt  der  Bundes-
 agentur  für  Arbeit.  Eine  Senkung  des  Beitragssatzes  auf
 3,0  Prozent  ist  mittelfristig  selbst  dann  stabil  zu  finanzieren,
 wenn  die  Arbeitslosigkeit  leicht  ansteigen  sollte.  Mit  der
 Rücklage  der  Bundesagentur  für  Arbeit  nach  §  366  des
 Dritten  Buches  Sozialgesetzbuch  können  mögliche  Defizite
 im  Haushalt  der  Bundesagentur  für  Arbeit  ausgeglichen
 werden.

 B. Besonderer Teil

 Zu Artikel  1

 Mit  der  Änderung  des  §  341  Abs.  2  des  Dritten  Buches
 Sozialgesetzbuch  wird  der  neue  Beitragssatz  zur  Arbeits-
 förderung  in  Höhe  von  3,0  Prozent  festgeschrieben.  Rechts-
 verordnungen  nach  §  352  Abs.  1  des  Dritten  Buches  Sozial-
 gesetzbuch bleiben von dieser Regelung unberührt.

 Zu Artikel  2

 Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.

 C. Finanzielle Auswirkungen

 Durch  die  Absenkung  des  Beitragssatzes  um  0,3  Prozent-
 punkte  entstehen  bei  voller  Jahreswirkung  Mindereinnah-
 men  in  Höhe  von  rund  2,4  Mrd.  Euro  pro  Jahr.  Sofern  die
 Beitragsmindereinahmen  zu  einem  Defizit  im  Haushalt  der
 Bundesagentur  für  Arbeit  führen,  kann  dies  durch  die  Rück-
 lage  ausgeglichen  werden.  Nach  den  Prognosen  der  Bun-
 desregierung  zur  wirtschaftlichen  Entwicklung  ist  der  Haus-
 halt  der  Bundesagentur  für  Arbeit  bei  einem  Beitragssatz
 von 3,0 Prozent mittelfristig ausgeglichen.

 D. Sonstige Kosten

 Mit  zusätzlichen  Kosten  für  die  Wirtschaft,  insbesondere  für
 mittelständische  Unternehmen,  ist  nicht  zu  rechnen.  Un-
 mittelbare  Auswirkungen  auf  Einzelpreise  und  das  Preis-
 niveau,  insbesondere  auf  das  Verbraucherpreisniveau,  sind
 ebenfalls nicht zu erwarten.

 E. Bürokratiekosten

 Durch  die  Senkung  des  Beitragssatzes  zur  Arbeitsförderung
 werden  Informationspflichten  der  Wirtschaft,  der  Verwal-
 tung sowie der Bürgerinnen und Bürger nicht berührt.

 F. Gleichstellungspolitische Gesetzesfolgen-
 abschätzung

 Die  gleichstellungspolitischen  Auswirkungen  der  Gesetzes-
 änderungen  wurden  geprüft.  Es  ergeben  sich  keine  Hin-
 weise  auf  eine  unterschiedliche  Betroffenheit  von  Männern
 und Frauen.
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Anlage  2
 Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates
 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  den  Gesetzentwurf  auf
 Bürokratiekosten,  die  durch  Informationspflichten  begrün-
 det werden, geprüft.

 Mit  dem  vorliegenden  Entwurf  werden  keine  Informations-
 pflichten  eingeführt,  geändert  oder  aufgehoben.  Es  entste-
 hen  keine  Bürokratiekosten  für  Wirtschaft,  Bürgerinnen  und
 Bürger sowie die Verwaltung.

 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  im  Rahmen  seines  ge-
 setzlichen  Prüfauftrags  keine  Bedenken  gegen  das  Rege-
 lungsvorhaben.
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